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Kleine Anfrage 8613 
 
des Abgeordneten Dr. Werner Pfeil   FDP 
 
 
Unentgeltliche Beschäftigung von JVA-Insassen in NRW? 
 
 
Der Bonner Stadtanzeiger hat in seiner Ausgabe vom 11.08.20261 von einem Informanten 
berichtet, der in den Justizvollzugsanstalten in Rheinbach, Siegburg und Euskirchen gearbeitet 
hat. 
 
Mit dem Versprechen von Hafterleichterungen oder Urlaub würden Beamte die Gefangenen 
anhalten, kostenlos in den privaten Gärten oder Häusern der Beamten zu arbeiten. 
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. In welchen Justizvollzugsanstalten in Nordrhein-Westfalen haben Insassen im 

Zusammenhang mit den derzeit erhobenen Korruptionsvorwürfen innerhalb der letzten 
24 Monate gegenüber einer Staatsanwaltschaft oder der jeweiligen Anstaltsleitung den 
Vorwurf erhoben, dass Inhaftierte unentgeltlich für Justizvollzugsbedienstete arbeiten 
müssen? 

 
2. In wie vielen Bundesländern neben NRW gibt es nach Kenntnis der Landesregierung die 

Möglichkeit von privaten Beschäftigungsverhältnissen zwischen Gefangenen und 
Bediensteten des Justizvollzugs? 

 
3. Nach welchen gesetzlichen Vorgaben ist in Nordrhein-Westfalen eine private 

Beschäftigung bei Justizvollzugsbediensteten zulässig? 
 
4. Wie wird sichergestellt, dass die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts2 zur 

Gefangenenvergütung eingehalten werden? 
 
5. Wie werden Beschäftigungsverhältnisse zwischen Gefangenen und Bediensteten des 

Justizvollzugs NRW-weit dokumentiert bzw. in jedem Einzelfall kontrolliert? 
 
 
 
Dr. Werner Pfeil  
 

 
1 Nicolas Ottersbach in General-Anzeiger - Bonner Stadtanzeiger Bonn Hardtberg vom 11.08.2026, 
Seite 3: Teufelskreis hinter Gefängnismauern 
2 BVerfG- 2 BvR 166/16 -- 2 BvR 1683/17 Gefangenenvergütung II 


